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WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
FK-SR Finanzkommission des Ständerates
EL Ergänzungsleistungen
BNE Bruttonationaleinkommen
APD Öffentliche Entwicklungshilfe im Verhältnis zum

Bruttonationaleinkommen (BNE)

CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des
Etats

CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
PC Prestations complémentaires
RNB Revenu national brut
APD Aide publique au développement par rapport au revenu national brut
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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

In der Herbstsession 2016 behandelte der Ständerat als Erstrat das
Stabilisierungsprogramm 2017-2019. Roberto Zanetti (sp, SO) stellte einen
Minderheitsantrag auf Rückweisung, der den Auftrag an den Bundesrat beinhaltete, die
Berechnung des Konjunkturfaktors an die makroökonomischen Gegebenheiten
anzupassen und entsprechend die Handhabung der Schuldenbremse zu überprüfen.
Die kleine Kammer lehne diesen Antrag mit 31 zu 13 Stimmen und der Begründung ab,
dass die Schuldenbremse nicht in Frage gestellt werden sollte. Bei der Behandlung des
Programms reduzierte der Ständerat die Sparanstrengungen des Bundesrates deutlich.
Während der Bundesrat Einsparungen von CHF 796 Mio. (2017), CHF 898 Mio. (2018) und
CHF 978 Mio. (2019) vorgesehen hatte, verringerte die kleine Kammer diese auf CHF 652
Mio. (2017),  637 Mio. (2018) und 702 Mio. (2019). Insbesondere bezüglich der
Landwirtschaft und der Bildung zeigte sich der Ständerat grosszügig: Bei der
Landwirtschaft strich er sämtliche Sparmassnahmen bei den Direktzahlungen (CHF 62-
69 Mio. jährlich), da die Einkommen der Bauern – wie Peter Hegglin (cvp, ZG)
argumentierte – bereits sehr tief wären und sich Letztere gerade erst auf die neuen
Zielsetzungen, Grundlagen und Rahmenbedingungen der Agrarpolitik 2014-2017
eingestellt hätten. Unverändert beliess der Ständerat die Vorlage des Bundesrates
bezüglich der Investitionskredite und der landwirtschaftlichen Strukturverbesserungen.
Bei den Bildungsausgaben reduzierte er den vom Bundesrat vorgeschlagenen
Sparbetrag um CHF 74-108 Mio. und folgte damit dem Antrag Noser (fdp, ZH) als
Sprecher der WBK-SR. Als Kantonsvertreter verzichtete der Ständerat zudem gegen den
Willen des Bundesrates darauf, die Integrationsbeiträge an die Kantone sowie die
Bundesanteile an den Krankenkassenprämien-Verbilligungen zu reduzieren, da dies zu
einer Mehrbelastung der Kantone geführt hätte. Zusätzlich zu den vom Bundesrat
vorgeschlagenen Sparanstrengungen wollte die FK-SR hingegen bei der
Entwicklungshilfe sparen. Als Befürworter dieser zusätzlichen Reduktion um weitere
CHF 100 Mio. argumentierte zum Beispiel Philipp Müller (fdp, AG), dass die
diesbezüglichen Ausgaben in den letzten Jahren stetig angestiegen seien, ihre Wirkung
hingegen fraglich sei. Werner Hösli (svp, GL) ergänzte, dass die bisherigen Zahlungen
offensichtlich die steigenden Asylkosten nicht hatten verhindern können. Christian
Levrat (sp, FR) rief dementgegen in Erinnerung, dass das Parlament die APD-Quote –
also den prozentualen Anteil der öffentlichen Entwicklungshilfe am
Bruttonationaleinkommen – im Februar 2011 auf 0,5 Prozent des
Bruttonationaleinkommens (BNE) erhöht hatte. Zudem könne die zusätzliche Reduktion
gemäss Bundesrat Burkhalter zur Streichung ganzer Projekte in Nordafrika, dem
Mittleren Osten und Afghanistan führen. Knapp entschied sich der Ständerat mit 25 zu
19 Stimmen gegen seine Kommission und erhöhte den Sparbetrag bei der
Entwicklungshilfe nicht zusätzlich. In der Wintersession 2016 befasste sich der
Nationalrat mit diesem Geschäft. 1
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Ergänzungsleistungen (EL)

Auch in der letzten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens zur Revision der
Ergänzungsleistungen, die in der Frühjahrssession 2019 stattfand, konnte der
Nationalrat nicht alle verbliebenen Differenzen bereinigen. Zwar strich er mit einer
knappen Mehrheit von 94 zu 91 Stimmen gegen den Willen der Mehrheiten der SVP- und
der FDP-Fraktion sowie von Minderheiten der CVP/EVP- und der BDP-Fraktion die
Kürzung der Ergänzungsleistungen im Falle, dass die ausbezahlten
Pensionskassengelder zuvor aufgebraucht worden sind, und folgte damit dem
Ständerat. Stillschweigend lenkte er auf Antrag der Kommission auch bezüglich der
anerkannten Abzüge bei Waisen oder Kindern mit Anspruch auf Kinderrenten ein: Hier
werden die Abzüge zukünftig zwischen Kindern unter und ab 11 Jahren unterschieden.
Nicht umstimmen liess sich die grosse Kammer jedoch bezüglich der Einführung einer
Vermögensschwelle und gesicherter Darlehen für die die Vermögensschwelle
übersteigenden Liegenschaften sowie bezüglich der Kürzung der Freibeträge auf dem
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Gesamtvermögen. Mit jeweils 128 zu 55 Stimmen (bei 1 respektive 2 Enthaltungen)
entschied der Nationalrat diesbezüglich auf Festhalten. Diskussionslos bestätigte er
auch die Möglichkeit, EL-Beiträge für Bewohnerinnen und Bewohner von Heimen und
Spitälern direkt den Leistungserbringenden auszubezahlen. 

Am 7. März fand die Einigungskonferenz statt. Diese folgte bezüglich der
Vermögensschwelle dem Nationalrat, entschied aber, die von den Bezügerinnen und
Bezügern selbst bewohnten Liegenschaften bei der Vermögensschwelle nicht zu
berücksichtigen. Entsprechend konnte sie auch auf die Schaffung einer Möglichkeit für
gesicherte Darlehen verzichten. Des Weiteren beinhaltete der Vorschlag der
Einigungskonferenz die vom Nationalrat geforderte Bestimmung zur Auszahlung der
Tagestaxen in Heimen und Spitälern an die Leistungserbringenden. Bei den
anrechenbaren Einnahmen setzte sich der Ständerat durch. Der Nationalrat hatte hier
darauf bestanden, die im Rahmen der Neuordnung der Pflegefinanzierung erfolgte
Erhöhung der Vermögensfreibeträge rückgängig zu machen. Auch bei den
Rückerstattungen der erhaltenen Leistungen durch allfällige Erbinnen und Erben
übernahm die Konferenz die Version des Ständerats, der dem Nationalrat hier jedoch
zuvor bereits entgegengekommen war: Zukünftig liegt der Freibetrag bei CHF 40'000.
Hätte die Version des Bundesrates im Jahr 2030 EL-Ausgaben in der Höhe von CHF
6.67 Mrd. mit sich gebracht, wurden diese durch die Änderungen des Parlaments um
CHF 152 Mio. auf CHF 6.52 Mrd. reduziert. Die Einigungskonferenz segnete ihren
Vorschlag mit 22 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen ab und auch in den Räten fand er
weitgehend Anklang: Mit 39 zu 1 Stimme bei 4 Enthaltungen respektive 142 zu 0
Stimmen bei 54 Enthaltungen sprachen sich sowohl Stände- als auch Nationalrat für die
Reform der Ergänzungsleistungen aus. Einzig Werner Hösli (svp, GL) als einziger Nein-
Stimmender sowie die SP- und die Grünen-Fraktion zeigten sich nicht überzeugt von
der Reform. Letztere enthielten sich in den Schlussabstimmungen – im Nationalrat
vollständig, im Ständerat teilweise – ihrer Stimmen. 2

1) AB SR, 2016, S. 823 ff.; BBl, 2016, S. 4691 ff.
2) AB NR, 2019, S. 416 f.; AB NR, 2019, S. 617; AB NR, 2019, S. 64 ff.; AB SR, 2019, S. 177 ff.; AB SR, 2019, S. 238
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